
Seit der Bundes-Verfas-
sungsgesetz Novelle 
1925 obliegt die Ge-

setzgebung und Vollziehung 
des Meldewesens als Teil 
der sogenannten Sicherheits-
verwaltung dem Bund. Ein 
bundeseinheitliches Melde-
gesetz wurde aber erst im 
Jahr 1945 erlassen.  

Am 1. März 2002 nahm 
das Zentrale Melderegister 
(ZMR), wie wir es heute 
kennen, den Betrieb auf, als 
automationsunterstützte Da-
tenverarbeitung der Melde-
daten – Vor- und Familien-
name, Geburtsdatum, Ge-
schlecht, Geburtsort, Staats-
angehörigkeit, Adresse der 
Unterkunft, die den Haupt-
wohnsitz oder weiteren 
Wohnsitz darstellt, und löste 

die bis dahin in Papierform 
bestehenden „Meldekartei-
en“ ab. Zeitgleich vollzog 
sich damals endgültig der 
Wechsel in der behördlichen 
Zuständigkeit von der Poli-
zei zu den Bürgermeistern – 
den heutigen Meldebehör-
den. 

 
Hauptwohnsitz. Der im 

ZMR verarbeitete „Haupt-
wohnsitz“ ist der zentrale 
örtliche Anknüpfungspunkt 
für die österreichische Ver-
waltung. Ursprünglich dien-
te das Meldewesen polizeili-
chen Zwecken, vor allem 
der Kontrolle von Einzelper-
sonen und Bevölkerungsbe-
wegungen, insbesondere je-
ner von Fremden und als 
Auskunftsmittel zur Verfol-

gung von Straftätern. Im 
Lauf der Jahre sind viele 
weitere staatliche, aber auch 
private Interessen an der 
Verwendung der Meldeda-
ten hinzugekommen, wie 
beispielsweise statistische 
Erhebungen oder die Aktua-
lisierung von Kundendaten.  

 
Basis für Verwaltungs-

prozesse. Das ZMR bildet 
auch die Basis für zahlrei-
che Verwaltungsprozesse, 
wie etwa den Finanzaus-
gleich oder die Volkszäh-
lung. Die Bereitstellung von 
Funktionen für die öffentli-
che Verwaltung sind vielfäl-
tig, wie beispielsweise die 
Abfrage der zur Stellung 
einzuberufenden Rekruten 
durch das Bundesministeri-

um für Landesverteidigung 
oder die gemäß Bundesab-
gabenordnung vorgesehene 
Bereitstellung aktueller Per-
sonen- und Wohnsitzdaten 
an das Bundesministerium 
für Finanzen. 

Neben einer Vielzahl an 
österreichischen Behörden 
sind etwa 6.200 Unterneh-
men, Banken, Versicherun-
gen oder Fahrschulen an das 
Zentrale Melderegis ter 
(ZMR) angebunden. Die Er-
teilung von Auskünften ist 
jedoch nicht auf staatliche 
oder wirtschaftliche Interes-
sen beschränkt, denn das 
Melderegister ist heute hin-
sichtlich der Beauskunftung 
des Hauptwohnsitzes ein öf-
fentliches Register und kann 
von jeder Bürgerin und je-
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Das zentrale Verwaltungsregister  

Das polizeiliche Meldewesen bildet die Grundlage für nahezu alle Verwaltungsvorgänge in  
Österreich. Am 1. März 2002 nahm das Zentrale Melderegister (ZMR) den Betrieb auf, als automati-

onsunterstützte Datenverarbeitung der Meldedaten.

ZMR: Mit über 6,5 Millionen Geschäftsfällen pro Monat eine der umfangreichsten Registeranwendungen der Verwaltung.



dem Bürger gegen Entrich-
tung  der erforderlichen Ver-
waltungsabgabe  in An-
spruch genommen werden. 

 
Der Bundesminister für 

Inneres betreibt als soge-
nannter Auftragsverarbeiter 
das ZMR für die Melde -
behörden (gemeinsam Ver-
antwortliche nach der 
DSGVO). Im BMI kommt 
der Abteilung IV/9 (Regis -
ter und Registerservices) die 
Aufgabe der Planung und 
Koordinierung aller Perso-
nenkern- und sonstigen zen-
tralen Register des BMI und 
damit zusammenhängender 
E-Governmentservices zu. 

„Die Arbeit der IV/9 be-
ginnt, wenn eine Vorschrift 
erlassen werden soll, die 

den Einsatz eines Registers 
vorsieht, denn alle Rechts-
vorschriften, die die rechtli-
che Grundlage für den Ein-
satz eines Registers bilden, 
müssen zuerst in die Spra-
che der Technik übersetzt 
werden, indem ein techni-
sches Pflichtenheft erstellt 
wird“, erklärt der Leiter der 
Abteilung IV/9, DI (FH) 
Markus Blank.  

Dies geschieht im Zu-
sammenwirken mit den je-
weiligen Fachorganisatio-
nen, den Bedarfsträgern. Für 
das Meldewesen handelt es 
sich um die Abteilung für 
Sicherheitsverwaltung in 
der Sektion III (Recht).  

Aus dem Gesetzestext 
müssen, „Use-Cases“ abge-
leitet werden, also alle 

denkbaren Anwendungsfäl-
le, die bei der Vollziehung 
eines Gesetzes auftreten 
können und im Register für 
die Anwender abgebildet 
werden sollen.  

Die „Use-Cases“ werden 
dann in der Applikationsent-
wicklung (Abteilung IV/2) 
technisch umgesetzt. Use-
Cases im ZMR sind etwa 
die Vornahme der Anmel-
dung, Ummeldung oder Ab-
meldung des Hauptwohnsit-
zes. 

 
Die rechtlichen Grundla-

gen zur technischen Umset-
zung von Registern finden 
sich nicht nur in den jeweili-
gen Materiengesetzen – also 
Meldegesetz für das ZMR, 
Waffengesetz für das Zen-

trale Waffenregister oder 
Vereinsgesetz für das Zen-
trale Vereinsregister, son-
dern auch im E-Govern-
mentgesetz. Das E-Govern-
mentgesetz schreibt die Ver-
wendung des so genannten 
„bPK-Konzepts“ vor.  

Das bereichsspezifische 
Personenkennzeichen 
„bPK“ stellt sicher, dass der 
Datenaustausch zwischen 
verschiedenen Registern un-
ter Einhaltung des Daten-
schutzes abläuft.  

Dieses Konzept verhin-
dert, dass in den voneinan-
der unabhängigen Verwal-
tungsverfahren eine Ver-
knüpfung von Daten der je-
weils selben Personen statt-
findet, die Person also „ge-
rastert“ werden kann und 
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E-Government: Die Ab- oder Ummeldung des Hauptwohnsit-
zes ist auch über die APP „Digitales Amt“ möglich. 

Neun Register 
 

Die Abteilung IV/9 (Regis -
ter und Registerservices) im 
Bundesministerium für In-
neres betreut folgende 
Appli kationen: 
• Zentrales Melderegister 
(ZMR): Das ZMR ist seit 1. 
März 2002 in Produktion. 
Im Laufe des Jahres 2021 
wurden im ZMR mehr als 
413 Millionen Transaktio-
nen durchgeführt. 
• Zentrales Personenstands-
register (ZPR): Das ZPR ist 
seit 1. November 2014 in 
Betrieb und beinhaltet alle 

Personenstandsfälle (Geburt, 
Ehe/Eingetragene Partner-
schaft, Namensänderungen, 
Adoptionen sowie Staatsbür-
gerschaftsverfahren). 
• Zentrales Waffenregister 
(ZWR): Seit 2012 erfolgt die 
Vollziehung des Waffenge-
setzes bei allen Waffen-
behörden (LPDs und BHs) 
automationsunterstützt an 
das ZWR.  
• Zentrales Vereinsregister 
(ZVR): Seit 1. Jänner 2006 
können über das ZVR ge-
bührenfrei Online-Einzelab-
fragen zu einem bestimmten 
Verein durchgeführt werden. 

• Identitätsdokumentenregis -
ter (IDR): Das IDR ist ein 
Register zur Verwaltung 
österreichischer Identitätsdo-
kumente (Reisepass, Perso-
nalausweis, Notpass, Dienst-
pass und Diplomatenpass). 
• Städte-Meldewesen (SMI): 
Das SMI Service übermittelt 
für Gemeinden und Städte, 
die dieses kostenpflichtige 
Service in Anspruch neh-
men, die relevanten Perso-
nen- und/oder Meldedaten 
aus dem ZMR in die lokalen 
Melderegister. 

Die Abteilung IV/9 ist 
Dienstleister für die Stamm-

zahlenregisterbehörde (Bun-
desministerium für Digitali-
sierung und Wirtschaft) für 
das 
• Stammzahlenregister (SZR): 
Das SZR enthält alle zur 
eindeutigen Identifikation 
von Personen erforderlichen 
Stammzahlen. 
• Ergänzungsregister für 
natürliche Personen (ERnP): 
Das ERnP ist ein Verwal-
tungsregister, in dem Iden-
titäts- und Wohnsitzdaten 
von Menschen gespeichert 
sind, die einen Bezug zu, je-
doch keinen Wohnsitz in 
Österreich haben. 

R E G I S T E R  U N D  R E G I S T E R S E R V I C E S

Der im ZMR verarbeitete „Hauptwohnsitz“ ist der zentrale 
örtliche Anknüpfungspunkt für die Verwaltung.



die jeweiligen Behörden nur 
die Informationen erlangen, 
die sie für ihre Verwal-
tungsvorgänge benötigen. 

 
Basisregister zur Errech-

nung des bPK ist das ZMR 
für jene Menschen, die in 
Österreich einen aufrechten 
Hauptwohnsitz haben, die 
Identifikation dieser erfolgt 
über die Stammzahl. Alle 
anderen Menschen, die in 
Österreich aufhältig, aber 
nicht gemeldet sind, können 
sich in einem sogenannten 
Ergänzungsregister natürli-
cher Personen (ERnP) regis -
trieren lassen bzw. werden 
dort eingetragen, wenn sie 
mit einer österreichischen 
Behörde in Kontakt kom-
men. Die Zuordnung erfolgt 
anhand einer Ordnungsnum-
mer des Ergänzungsregis -
ters. Ein typisches Beispiel 
für eine Eintragung im 
ERnP ist der ausländische 
Skiurlauber, der sich auf der 
Piste verletzt und in Öster-
reich behandelt wird – denn 
er benötigt einen öster-
reichischen Sozialversiche-
rungsträger. 

Das bPK wird von der 
Abteilung IV/9 für jede ein-
zelne eingetragene Person 
bei Bedarf für insgesamt 35 
Verwaltungsbereiche er-
rechnet. Solche Bereiche 
sind zum Beispiel das bPK 
ZP („zur Person“), das bPK 
SA („Steuern und Abgaben) 
oder das bPK GH (Gesund-
heit), diese werden aus der 
Stammzahl (Ordnungszahl) 
der betroffenen natürlichen 
Person und dem jeweiligen 
Verfahrensbereich gebildet. 
Für diese mathematische 
Berechnung werden krypto-
grafische Verfahren ange-
wendet, die nicht umkehrbar 
sind – ein bPK kann nicht 
mehr auf die Stammzahl ei-
ner Person zurückgerechnet 
werden. 

 
E-Government Services, 

die von der Abteilung IV/9 
bereitgestellt werden, sind 
etwa die Ausstellung einer 

Meldebestätigung, einer 
Strafregister-Auskunft, oder 
von Urkunden aus dem ZPR 
z. B. Geburtsurkunde online 
mittels Einsatz der Bürger-
karte oder zuletzt die Ab- 
oder Ummeldung des 
Hauptwohnsitzes über die 
APP „Digitales Amt“. 

 
Datenpflege. Eine we-

sentliche Aufgabe der Ab-
teilung IV/9 ist auch die 
Pflege der Daten in den Re-

gistern, um deren Qualität 
sicherzustellen. Derzeit sind 
fünf Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in der Clearing-
stelle tätig.  

„Während der Pandemie 
trat das Problem auf, dass 
medizinische Labore Perso-
nen irrtümlich doppelt oder 
sogar dreifach im ERnP an-
gelegt haben, oder Phantasi-
enamen verwendeten. So 
fanden wir ,James Bond‘ 
wie auch ,Daniel Craig‘ 

vor“, sagt der Abteilungslei-
ter über die speziellen Her-
ausforderungen der Clea-
ringstelle während der Pan-
demie. Solche „Clearing-
Fälle“ werden dann in Zu-
sammenarbeit mit den 
Meldebehörden bereinigt, 
um die Datenqualität in den 
Registern zu gewährleiten, 
„denn wir sind die „Daten-
wächter“ des ZMR und 
ERnP“, erklärt Markus 
Blank.   Michaela Jana Löff
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Geld und Rechte 
 
Zentraler örtlicher An-

knüpfungspunkt für die 
Verwaltung ist der „Haupt-
wohnsitz“, der mit der poli-
zeilichen Meldung im Zen-
tralen Melderegister gespei-
chert und allen österreichi-
schen Behörden zur Verfü-
gung gestellt wird.  

Abgesehen davon, dass 
es eine Verwaltungsübertre-
tung darstellt, Unterkunft 
zu nehmen und keinen 
(Haupt)-Wohnsitz zu mel-
den oder sich von einer Un-
terkunft abzumelden, ohne 
diese aufzugeben, um sich 
dadurch vermeintlich einem 
Behördenhandeln zu entzie-
hen, wie man beispielswei-

se vor Inkrafttreten des 
Impfpflichtgesetzes der me-
dialen Berichterstattung 
entnehmen konnte, kann 
dies in der Lebensrealität zu 
weit schlimmeren Konse-
quenzen als einer Verwal-
tungsstrafe führen. 

Grundsätzliche alle Be-
reiche, in denen es um 
rechtliche und/oder finanzi-
elle Ansprüche gegenüber 
dem Staat geht, erfordern 
einen Hauptwohnsitz in 
Österreich. Aber auch viele 
private Lebensbereiche er-
fordern in den meisten Fäl-
len einen aufrechten Haupt-
wohnsitz, sei es der Ab-
schluss einer Versicherung, 
eines Mobilfunk-Vertrages 
oder Aufnahme eines Kre-

dites. So knüpfen an einen 
aufrechten Hauptwohnsitz 
die Auszahlung der Min-
destsicherung und Sozial-
hilfe, der Kinderbeihilfe 
und des Familienbonus, des 
Pflegegeldes, der Pendler-
pauschale oder von Arbeits-
losengeld.  

 
Förderungen des Bundes 

und von Gemeinden, wie 
Mietbeihilfen, Heizkosten-
zuschüsse oder geförderte 
Darlehen oder der An-
spruch auf eine Gemeinde-
wohnung hängen vom Vor-
liegen eines Hauptwohnsit-
zes in der Gemeinde ab, 
man kann kein Kraftfahr-
zeug zulassen und bekommt 
kein Parkpickerl in Wien. 

D E R  H A U P T W O H N S I T Z

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Abteilung IV/9:  Harald Stradal, Sarah Lichtblau, Kerstin 
Kren, Markus Blank, Andrea Schäfer, Werner Müllner.


